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(Nr. 8322.) Kirchengeſetz, betreffend die Aufhebung der Gebühren für kirchliche Aufgebote 
f und Trauungen in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. 
Vom 16. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen über die Aufhebung der Gebühren für kirchliche Aufgebote und 
Trauungen in der c heren Kirche der Provinz Hannover, was folgt: 


Sl: 
Vom 1. Oktober 1875. an wird die Gebührenpflicht für alle kirchlichen 
Aufgebote und Trauungen aufgehoben. 


$. 2. 
Jedoch ift da, wo für Trauungen außerhalb der Kirche bisher eine höhere 
Gebühr beſtanden hat, für ſolche Trauungen eine von dem Kirchenvorſtande mit 
lee der Kirchenregierung feſtzuſtellende Abgabe an die Kirchenkaſſe zu 
erlegen. 
Dem Paſtor iſt bei Haustrauungen freier Transport zu gewähren: 
entweder mittelſt geſtellter angemeſſener Fuhre, 
oder durch Vergütung der Auslage für die von dem Paſtor ſelbſt 
beſchaffte Fuhre. 5 


Inſofern bei den Trauungen eine beſondere, nicht zum Weſen der Hand⸗ 
lung gehörende Thätigkeit oder Leiſtung in Anſpruch genommen wird, z. B. 
Orgelspiel, Verabfolgung von Brautkränzen, Brautkronen, iſt dafür die etwa 
beſtehende oder vom Kirchenvorſtande mit Genehmigung der Kirchenregierung 


feſtzuſtellende Vergütung dem Bezugsberechtigten zu entrichten. 


$. 4. 
Der den Stellen, bezw. deren Inhabern oder bezugsberechtigten Kaſſen 
durch die Aufhebung der Gebühren für kirchliche Aufgebote und Trauungen ver⸗ 
Jahrgang 1875. (Nr. 8322.) 45 ur⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Juli 1875. 
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urſachte Ausfall iſt von den Kirchenkaſſen, ſoweit dieſe dazu ausreichen, und 


wenn nicht im Falle der Unzulänglichkeit Dritte ganz oder theilweiſe für ſie ein⸗ 

zutreten haben, ſonſt von den Kirchengemeinden zu erſetzen, ſoweit und fo. lange 

nicht ein Erſatz des Ausfalls aus Staatsmitteln erfolgt. Bau 
H. 5. . f 115 

Der Berechnung des zu erſetzenden Ausfalls iſt der Durchſchnitt der wirk⸗ 
lichen Einnahme in den 3 Jahren vom 1. Oktober 1871. bis 1. Oktober 1874. 
zu Grunde zu legen. 

Wo dieſe nicht zu ermitteln ſteht, iſt die Entſchädigung nach Maßgabe der 
Taxe für die durchſchnittliche Anzahl der in jenen 3 Jahren vorgekommenen 
Aufgebot3- und Trauungsfälle feſtzuſtellen, mindeſtens aber der betreffende 
Betrag nach den am 1. Januar 1875. geltenden Dienſtanſchlägen zu gewähren. 

5 $. 6. i 

Von 6 zu 6 Jahren kann eine neue Feſtſtellung des für die Folgezeit zu 
erſetzenden Ausfalls von der Kirchenregierung, dem Bezugsberechtigten oder dem 
Kirchenvorſtande mit der Wirkung verlangt werden, daß der urſprünglich feſt⸗ 
geſtellte Erſatzbetrag im Verhältniß des bis dahin eingetretenen Anwachſens 
oder Herabgehens der Seelenzahl der a erhöht oder gemindert wird. 

Die Sen der Kirchengemeinde ſoll zu dem Ende ſofork bei der erſten 
Feſtſtellung des Ausfalls im Anſchluß an die zunächſt vorhergehende öffentliche 
Zählung und demnächſt, ſo oft es nöthig wird, in entſprechender Weiſe thunlichſt 
genau ſeſtgeſtelt werden. kur 

Die Feſtſtellung der Höhe des 0 erſetzenden Ausfalls bezw. der dafür in 
Betracht kommenden Seelenzahl der Kirchengemeinde erfolgt nach Anhörung der 
Bezugsberechtigten und des Kirchenvorſtandes durch die ee dane a 

Dieſelbe beſtimmt zugleich die Termine für die zu leiſtenden Zahlungen. 

$. 8: 

Wo nach beſonderer a einzelner Fälle, namentlich bei Perſonal⸗ 
gemeinden, ein Erſatz des Ausfalls weder auf dem im H. 4. vorgeſehenen Wege, 
noch in ſonſtiger Weiſe beſchafft werden kann, ſind die Gebühren vorläufig in⸗ 
ſoweit beizubehalten, als die Wahrung wohlerworbener Rechte der Bezugs⸗ 
berechtigten oder nach Erachten der Kirchenregierung das kirchliche Intereſſe, 
namentlich die Sicherung eines genügenden Stelleinkommens, ſolches erfordert. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 16. Juni 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 
Falk. 


(Nr. 8323.) 
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(r. 8323) Geſetz, betreffend die Veränderung der Grenzen einiger Kreiſe in den Provinzen 
h e N Preußen, Brandenburg, Schleſien und Sachſen. Vom 17. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 903 


Es werden 
I. in der Provinz Preußen: 
1) die Landgemeinde Heydebruch und der Gutsbezirk Klein⸗Szag⸗ 
manten unter Abtrennung von dem Kreiſe Tilſit mit dem Kreiſe 
Ragnit, 
2) die Landgemeinde Bublauken unter Abtrennung von dem Kreiſe 
Niederung mit dem Kreiſe Tilſtt, 
3) die Landgemeinde Dietrichswalde unter Abtrennung von dem 
Kreiſe Johannisburg mit dem Kreiſe Sensburg, 
4) die Landgemeinde Grünheide unter Abtrennung von dem Kreiſe 
8 Darkehmen mit dem Kreiſe Gumbinnen, 
II. in der Provinz Brandenburg: 
Er. 95) die Landgemeinde und der Gutsbezirk Lichtenau unter Abtrennung 
von dem Kreiſe Luckau mit dem Kreiſe Kalau, 


III. in der Provinz Schleſten: 
8 6) die Landgemeinde und der Gutsbezirk Ibsdorf unter Abtrennung 
von dem Kreiſe Wohlau mit dem Kreiſe Steinau, 


7) die Landgemeinde und der Gutsbezirk Kobelau unter Abtrennung 

von dem Kreiſe Nimptſch mit dem Kreiſe Frankenſtein, 
IV. in der Provinz Sachſen: 

8) der auf dem linken Ufer der Unſtrut belegene, zu dem Guts⸗ 
bezirke des Kloſterguts Memleben gehörige Grundſtückskomplex 
von 37 Hektaren 34 Aren und 40 Juadratmetern unter Abtren⸗ 
nung von dem Kreiſe Querfurt mit dem Kreiſe Eckartsberga, 
und der auf dem rechten Ufer der Unſtrut belegene, zu dem Guts⸗ 
bezirke der Domäne Wendelſtein gehörige Grundſtückskomplex von 
56 Hektaren 56 Aren und 40 Quadratmetern unter Abtrennung 
von dem Kreiſe Eckartsberga mit dem Kreiſe Querfurt 

vereinigt. 
$. 2. 


Der Gutsbezirk Gränert wird von dem Kreiſe Zauch⸗Belzig und der 
Provinz Brandenburg abgetrennt und mit dem zweiten Jerichower Kreiſe und 
der Provinz Sachſen vereinigt. 

Gr. 8328-8324.) 45 Ur⸗ 
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I. Abwehr der 

Einſchleppung 

aus Nachbar- 
ländern. 


2) Einfuhrbeſchrän⸗ 


kungen. 


b) Viehreviſionen. 
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Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Anterſchriſt und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 17. Juni 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Fr. 8324.) Geſetz, betreffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen. Vom 
25. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen Um⸗ 


fang der Monarchie, was folgt: 
GL, 

Das nachſtehende Geſetz regelt das Verfahren gegen die Verbreitung leicht 
ee Seuchen der Hausthiere zum Schutze des inländiſchen Vieh 
eſtandes. 

Auf das Verfahren zur Abwehr und Unterdrückung der Rinderpeſt findet 
daſſelbe keine Anwendung. 

$. 2. 

Wenn in einem Nachbarlande eine leicht übertragbare Seuche der Haus⸗ 
thiere in einem für den inländiſchen Viehbeſtand bedrohlichen Umfange herrſcht 
oder ausbricht und ihre Verſchleppung in das diesſeitige Gebiet zu beſorgen iſt, 
ſo kann von der Landespolizeibehörde des Grenzbezirks mit Genehmigung des 


Miniſters für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten die Einfuhr lebender oder 


todter Thiere aus dem von der Seuche heimgeſuchten Nachbarlande entweder 
allgemein oder für beſtimmte Grenzſtrecken verboten, oder ſolchen Beſchränkungen 
unterworfen werden, welche die Gefahr einer Einſchleppung ausſchließen oder 
vermindern. 

Dieſe Verkehrsbeſchränkungen ſind, ſoweit erforderlich, auch auf die Ein⸗ 
fuhr von thieriſchen Rohſtoffen, von Heu, Stroh, Dünger und von allen ſolchen 
Gegenſtänden auszudehnen, welche Träger des Anſteckungsſtoffes ſein können. 


$. 3. 
Gewinnt die Seuche im Nachbarlande in einer noch vom kleinen Grenz⸗ 
verkehr berührten Entfernung eine bedrohliche e ſo kann von den 
Landespolizeibehörden für die betheiligten diesſeitigen Grenzdiſtrikte eine 1 
es 
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des vorhandenen Viehbeſtandes und eine regelmäßige Kontrole über den Ab⸗ 
und Zugang der durch die Seuche gefährdeten Thiere an eordnet werden. 
g 5 aus dieſer Einrichtung erwachſenden Koſten Aalen der Staatskaſſe 
ur Laſt. 
f h $. 4. 
Das Verfahren zur on und Unterdrückung der Seuchenausbrüche 
im Inlande erfolgt nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes und liegt unter der 
oberen Aufſicht des Miniſters für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten den 
Landes-, Kreis⸗ und Ortspolizeibehörden unter Mitwirkung der Deputation für 
das Veterinärweſen und der beamteten Thierärzte (Bezirks⸗ und Kreisthier⸗ 
ärzte) ob. 8 5 


Für den einzelnen Seuchenfall oder für einzelne Diſtrikte können die Amts⸗ 
verrichtungen der Ortspolizeibehörde von den vorgeſetzten Behörden beſonderen 
Kommiſſarien übertragen werden. So lange die höhere Behörde einen beſon⸗ 
deren Kommiſſarius nicht ernannt hat, iſt der Kreislandrath befugt, die Amts⸗ 
verrichtungen der Ortspolizeibehörde für den einzelnen Seuchenfall entweder ſelbſt 
zu übernehmen, oder Mitglieder des Kreisausſchuſſes mit Wahrnehmung der⸗ 
ſelben zu beauftragen. Der beſtellte Kommiſſarius iſt in allen Fällen derjenigen 
Behörde unmittelbar untergeordnet, welche ihn mit der Wahrnehmung der Funk⸗ 
tionen beauftragt hat. 

$. 6. 


Ueber Beſchwerden gegen die Anordnungen der Polizeibehörde beziehungs⸗ 
weiſe des beſtellten Kommiſſarius entſcheidet die nächſt vorgeſetzte Polizeibehörde 
und in weiterer und letzter Inſtanz der Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten. a 

Ignſoweit von dem Beſchwerdeführer die Geſetzmäßigkeit der polizeilichen 
Anordnung angefochten wird, kann die Beſchwerde im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren verfolgt werden. In erſter Inſtanz entſcheidet das Bezirksverwaltungs⸗ 
gericht. So lange Verwaltungsgerichte in einzelnen Landestheilen nicht beſtehen, 
findet in letzteren dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 

90417. 

a Im Falle der Behinderung der beamteten Thierärzte oder aus ſonſtigen 
dringenden Gründen können von den leitenden Behörden oder Beamten andere 
approbirte Thierärzte als Sachverſtändige zugezogen werden. 

„Die letzteren ſind innerhalb des ihnen ertheilten Auftrags befugt und ver⸗ 
e diejenigen Amtsverrichtungen wahrzunehmen, welche in dieſem Geſetze 

en beamteten Thierärzten übertragen ſind. 

$. 8. 
1 Rückſichtlich der Pferde und ae ae welche der Militairverwaltung 
angehören, bleibt das Verfahren zur Ermittelung und Unterdrückung leicht über⸗ 
tragbarer Seuchen, ſoweit davon nur das Eigenthum dieſer Verwaltung be⸗ 
troffen wird, den Militairbehörden überlaſſen. 
r. 83240 §. 9. 


II. Unterdrückung 
der Viehſeuchen 
im Julande. 

1) Allgemeine 
Vorſchriften. 

a) Behörden und Be⸗ 
amten. ! 


b) Anzeigepflicht. 


e) Ermittelung 
Seuchenaus⸗ 
brüche. 
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Fig (ee 75 


Der Beſitzer von Hausthieren ift verpflichtet, von dem Ausbruche einer der | 


im F. 10. aufgeführten Seuchen unter feinem Viehſtande und von allen ver⸗ 
dächkigen Erſcheinungen, welche den Ausbruch einer ſolchen Seuche befürchten 
laſſen, ſofort der Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen. g 

Die gleiche Anzeigepflicht liegt Demjenigen ob, welcher in Vertretung des 


— en te 


Beſitzers der Wirthſchaft vorſteht, ferner bezüglich der auf dem Transporte ber 
findlichen Thiere dem Begleiter derſelben und bezüglich der in fremdem Gewahrſam 
befindlichen Thiere dem Beftger der betreffenden Gehöfte, Stallungen, Koppeln 


oder Weiden. 

Zur ſofortigen Anzeige ſind auch die Thierärzte und alle 511 0 Per⸗ 
ſonen verpflichtet, welche ſich gewerbmäßig mit der Ausübung der Thierheil⸗ 
kunde beſchäftigen, ingleichem dieſenigen, welche das Abdeckereigewerbe betreiben, 
wenn ſie, bevor ein polizeiliches Einſchreiten ſtattgefunden hat, von dem Aus⸗ 
bruche einer der nachbenannten Seuchen oder von Erſcheinungen unter dem 


Viehſtande, welche den Verdacht eines Seuchenausbruchs begründen, Kenntniß 


erhalten 
§. 10. | 
ei 555 Seuchen, auf welche ſich die Anzeigepflicht (§. 9.) erſtreckt, find 
olgende: 30 
1) der Milzbrand der Hausthiere; en 
2) die Maul und Klauenſeuche des Rindviehes, der Schaafe, Ziegen und 
Schweine; 
3) die Lungenſeuche des Rindviehes; 
4) der Rotz (Wurm) der Pferde, Eſel, Maulthiere und Maulefel; 
5) die Pockenſeuche der Schaafe; 81190 
6) die Beſchälſeuche der Pferde und der Bläschenausſchlag der Pferde und 
des Rindviehes L 
7) die Räude der Pferde und Schaafe; 
8) die Tollwuth der Hausthiere. 


Sk ich 
der Die Ortspolizeibehörde hat auf die erfolgte Anzeige (F. 9.) oder, wenn ſie 


auf 1 einem anderen Wege von dem Ausbruche einer Viehſeuche oder 


dem Verdachte eines Seuchenausbruchs Kenntniß erhalten hat, ſofort den 
eien Thierarzt Behufs ſachverſtändiger Ermittelung des Seuchenausbruchs 
zuzuziehen. : 

Der Thierarzt hat die Art, den Stand und die Urfachen der Krankheit 
zu erheben und ſein Gutachten darüber abzugeben, ob durch den Befund der 
grunde al Seuche feſtgeſtellt oder der Verdacht eines Seuchenausbruchs be⸗ 
gründet iſt. 51148 

In eiligen Fällen kann derſelbe ſchon vor polizeilichem Einſchreiten die 
ſofortige vorläufige Einſperrung und Abſonderung der erkrankten und verdäch⸗ 
tigen Thiere, nöthigenfalls auch die Bewachung derſelben anordnen. 15 


| a ͤ 

a Die getroffenen vorläufigen Anordnungen ſind dem Beſitzer der Thiere 
oder deſſen Vertreter entweder zu Protokoll oder durch ſchriftliche Verfügung 
zu eröffnen. Auch iſt davon der Ortspolizeihehörde ſofort Anzeige zu machen. 
Auf die Requiſition des Thierarztes hat der Gemeindevorſteher des Seuchen⸗ 


2 


ortes die vorläufige Bewachung der erkrankten Thiere zu veranlaſſen. 


§. 12 


Wenn über den Ausbruch einer Viehſeuche nach dem Gutachten des 
beamteten Thierarztes nur mittelſt Zerlegung des verdächtigen Thieres Gewiß⸗ 
heit zu erlangen iſt, ſo kann die Tödtung deſſelben von derjenigen Behörde 
angeordnet werden, welche der Ortspolizeibehörde, beziehungsweiſe dem die Amts⸗ 
verrichtungen der letzteren wahrnehmenden Beamten (§. 5.) unmittelbar vor⸗ 
geſetzt iſt. 
Su F. 13. 


Auf die gutachtliche Erklärung des beamteten 1 daß der Aus⸗ 
bruch der Seuche feftgeftellt ſei, oder daß der begründete Verdacht eines Seuchen⸗ 
ausbruchs vorliege, hat die Ortspolizeibehörde die für den Fall der Seuchen⸗ 
gefahr in dieſem Geſetze vorgeſehenen, den Umſtänden nach erforderlichen Schutz⸗ 

maßregeln zu treffen und für die Dauer der Gefahr wirkſam durchzuführen. 
Hegt die Ortspolizeibehörde Zweifel über die Erhebungen des beamteten Thier⸗ 
arztes, ſo kann dieſelbe zwar die Einziehung eines thierärztlichen Obergutachtens 
bei der vorgeſetzten Behörde beantragen, die Anordnung der erforderlichen Schutz⸗ 
maßregeln darf jedoch hierdurch keinen Aufſchub erleiden. 


F. 14 


f In allen Fällen, wo dem beamteten Thierarzte die Feſtſtellung des Krank⸗ 
heitszuſtandes eines ſeuchenverdächtigen Thieres obliegt, iſt es dem Beſitzer deſſel⸗ 
been unbenommen, auch ſeinerſeits einen approbirten Thierarzt zu dieſen Unter⸗ 
ſuchungen er 

g Beſchwerden des Beſitzers über die von der Ortspolizeibehörde angeordneten 
Schutzmaßregeln haben keine aufſchiebende Wirkung. 

: Die vorgeſetzte Behörde hat jedoch im Falle erheblicher Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit zwiſchen dem beamteten Thierarzte und dem von 1 Beſitzer zuge⸗ 
zogenen approbirten Thierarzte über den Ausbruch oder Verdacht einer Seuche, 
oder wenn aus ſonſtigen Gründen Zweifel über die Richtigkeit der bezüglichen 
Erhebungen des beamteten Thierarztes obwalten, ſofort das Obergutachten des 
Bezirks⸗Thierarztes einzuziehen und dem entſprechend das Verfahren zu regeln. 


§. 15. 


Alle Vieh⸗ und Pferdemärkte, und die von Unternehmern Behufs öffent⸗ 
lichen Verkaufs zuſammengebrachten Viehbeſtände ſollen durch beamtete Thier⸗ 
ärzte beaufſichtigt werden. 

Die Kreispolizeibehörde iſt befugt, dieſelbe Maßnahme auf öffentliche Thier⸗ 
ſchauen und auf die durch obrigkeitliche Anordnung veranlaßten Zuſammen⸗ 


ziehungen von Pferde- und Viehbeſtänden auszudehnen. 
Gr. 8324.) Der 


d) Schutzmaßregeln 
gegen Seuchenge⸗ 
fahr, 


Verkehrs, u. Nutzungs⸗ 
beſchränkungen. 
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Der Thierarzt iſt verpflichtet, alle von ihm auf dem Markte oder unter 
den vorbezeichneten Pferde- und Viehbeſtänden beobachteten Fälle leicht über⸗ 
tragbarer Viehſeuchen oder ſeuchenverdächtiger Erſcheinungen ſogleich zur 
Kenntniß der Ortspolizeibehörde zu bringen und nach 1 8 Unterſuchung 
© Falles die Anordnung der erforderlichen polizeilichen Schutzmaßregeln zu 
eantragen. 

Liegt Gefahr im Verzuge, ſo iſt der Thierarzt befugt, ſchon vor polizei⸗ 


lichem Einſchreiten die Abſonderung und Bewachung der an der Seuche er⸗ 


krankten oder derſelben verdächtigen Thiere anzuordnen. 

Nähere Feſtſetzungen über die veterinär⸗polizeiliche Beaufſichtigung der 
Märkte können durch beſondere Regulative getroffen werden. f 

Die Koſten, welche aus der Beaufſichtigung der Vieh: und Pferdemärkte 
und der vorbezeichneten Pferde- und Viehbeſtände durch beamtete Thierärzte 
erwachſen, fallen dem Unternehmer zur Laſt und ſind in Ermangelung gütlicher 
Einigung unter den Betheiligten von der Landespolizeibehörde feſtzuſeen. 


H. 16. 

Im Falle der Seuchengefahr ($. 13.) und für die Dauer derſelben können, 
vorbehaltlich der in dieſem Geſetze rückſichtlich einzelner Viehſeuchen ertheilten 
beſonderen Vorſchriften, je nach Lage des Falles und nach der Größe der Ge⸗ 
fahr unter Berückſichtigung der betheiligten Verkehrsintereſſen die nachfolgenden 
Schutzmaßregeln polizeilich angeordnet werden. 


Sn 


1. Die Abſonderung, Bewachung oder polizeiliche Beobachtung (Obſer⸗ 
vation) der an der Seuche erkrankten und derſelben a Thiere. 
Der Beſitzer eines der Abſonderung oder polizeilichen Beobachtung unter⸗ 


worfenen Thieres iſt auf Erfordern verpflichtet, ſolche Einrichtungen zu treffen, 


daß das Thier für die Dauer der Abſonderung oder Beobachtung die ihm über⸗ 
wieſene Räumlichkeit (Stall, Standort, all oder Weideraum u. f. w.) nicht 
verlaſſen kann und daß daſſelbe außer aller Berührung und Gemeinſchaft mit 
anderen Thieren bleibt. 


§. 18. 


2. Beſchränkungen in der Art der Benutzung, der Verwerthung oder des 
Transports kranker oder verdächtiger Thiere, in der Verwendung der von den⸗ 
ſelben ſtammenden Produkte und in der Benutzung ſolcher Gegenſtände, welche 
mit erkrankten oder der Erkrankung verdächtigen Thieren in Berührung ge⸗ 
kommen und geeignet ſind, die Seuche zu verſchleppen. g 

Beſchränkungen im Transport der der Seuchengefahr ausgeſetzten, und 
folder Thiere, welche geeignet find, die Seuche zu verſchleppen. 


$. 19. N 
3. Verbot des gemeinſchaftlichen Weideganges von Thieren aus ver⸗ 
ſchiedenen Stallungen und der Benutzung beſtimmter Weideflächen, ferner der 
gemeinſchaftlichen Benutzung von Brunnen, Tränken und Schwemmen 1 
f e Ver 


Verkehrs mit ſeuchenkranken oder ſeuchenverdächtigen Thieren auf öffentlichen 


K. 20. 


4. Die Sperre des Stalles, in welchem ſich ſeuchenkranke oder verdäch⸗ 

tige Thiere befinden, des Standorts, des Gehöfts, des Orts oder der Feldmark 
egen den Verkehr mit Thieren und mit ſolchen Gegenſtänden, welche Träger 
es Anſteckungsſtoffes ſein können. ö 

Die Sperre des Gehöfts oder der Weide darf erſt dann verfügt werden, 
fete a a der Seuche durch das Gutachten des beamteten Thierarztes 
eſtgeſetzt iſt. | 

Die Sperre eines Orts oder einer Feldmark iſt nur dann zuläſſig, wenn 
die Seuche ihrer Beſchaffenheit nach eine größere und allgemeinere Gefahr ein⸗ 
ſchließt und Thiere in größerer Zahl davon bereits befallen ſind. 

In großen geſchloſſenen Ortſchaften iſt die Sperre des Orts und der 
Feldmark nicht geſtattet, dagegen können einzelne Straßen oder Theile des Orts 
oder der Feldmark derſelben unterworfen werden. 

Die polizeilich e Sperre eines Stalles, eines Gehöfts oder einer 
Weide verpflichtet den Beſttzer, diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche zur 
wirkſamen Durchführung der Sperre vorgeſchrieben werden. 


$. 21. 

5. Die Impfung der der Seuchengefahr ausgeſetzten Thiere. 

Dieſelbe darf nur in den Fällen angeordnet werden, welche in dieſem 
Geſetze ausdrücklich bezeichnet ſind, und zwar nach Maßgabe der daſelbſt er⸗ 
theilten näheren Vorſchriften. 

Die polizeilich angeordnete Impfung erfolgt unter Aufſicht des beamteten 
Thierarztes. 8 22 


6. Die Tödtung der an der Seuche erkrankten oder derſelben verdächtigen 


iere. 

Dieſelbe darf nur in den Fällen angeordnet werden, welche in dieſem 
Geſetze ausdrücklich vorgeſehen ſind. 

Die Vorſchrift unverzüglicher Tödtung der an einer Seuche erkrankten 
oder derſelben verdächtigen Thiere findet, wo ſie in dieſem Geſetze enthalten 
ift, keine Anwendung auf ſolche Thiere, welche dem Gewahrſam einer der König⸗ 
lichen Thierarzneiſchulen oder dem Thierſpitale einer der Staatsaufſicht unter⸗ 
worfenen höheren Lehranſtalt übergeben ſind, um dort für die Zwecke derſelben 
verwendet zu werden. N 


$. 23. 
Werden Thiere, welche beſtimmten Verkehrs- oder Nutzungsbeſchränkungen 
oder der Abſperrung unterworfen ſind, in verbotwidriger Benutzung oder 1 15 
halb der ihnen angewieſenen Räumlichkeit, oder an Orten, zu welchen ihnen 
Jahrgang 1875, (Nr. 8324.) 46 der 


Impfung. 


Tödtung. 
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Beſeitigung der 
Kadaver. 


Diessinfektivn. 


Einſtellung der Vieh⸗ 
märkte. 


Thierärztliche Unter 
ſuchungen. 


2) Beſondere Vor- 


ſchriften für ein⸗ 


zelne Viehſeuchen. 


a) Milzbrand der 
Hausthiere. 


der Zutritt verboten iſt, betroffen, fo kann die Ortspolizeibehörde die ſofortige 
Tödtung derſelben anordnen. a 
§. 24. VVV 
7. Die unſchädliche Beſeitigung der Kadaver ſolcher Thiere, welche an 
der Seuche verendet, oder in Folge derſelben getödtet ſind, und ſolcher Theile 
des Kadavers kranker oder verdächtiger Thiere, welche zur Verſchleppung der 
Seuche geeignet find (Fleiſch, Häute, Eingeweide, Hörner, Klauen u. ſ. w.), 
Thier der Streu, des Düngers oder anderer Abfälle kranker oder verdächtiger 
Thiere. 
F. 25. 


8. Die Unſchädlichmachung (Desinfektion) der von den kranken Thieren 
benutzten Ställe und Standorte und die Unſchädlichmachung oder unſchädliche 
Beſeitigung der mit denſelben in Berührung gekommenen Geräthſchaften und 
ſonſtigen Gegenſtände, insbeſondere auch der Kleidungsſtücke ſolcher Perſonen, 
welche mit den kranken Thieren in nahe Berührung gekommen ſind. 

Erforderlichen Falls kann auch die Desinfizirung der Perſonen, welche 
mit ſeuchekranken Thieren in Berührung gekommen ſind, angeordnet werden. 

Die Durchführung dieſer Maßregeln muß nach Anleitung und unter Auf⸗ 
ſicht des beamteten Thierarztes erfolgen. rc 

9.26. 

9. Die Einſtellung der Vieh- und Pferdemärkte innerhalb des Seuchen⸗ 
ortes oder deſſen Umgegend oder der Ausſchluß einzelner Viehgattungen von 
der Benutzung der Märkte. 

§. 27. 
10. Die thierärzliche Unterſuchung aller am Seuchenorte oder deſſen Um⸗ 


gegend vorhandenen, von der Seuche gefährdeten Thiere. 


$. 28. 

Die näheren Vorſchriften über die Anwendung und Ausführung der zu⸗ 
läſſigen Schutzmaßregeln ($$. 17. bis 27.) auf die nachbenannten und alle übrigen 
einzelnen Viehſeuchen werden von dem Minifter für die landwirthſchaftlchen 
Angelegenheiten nach Anhörung der Deputation für das Veterinärweſen im 
Wege der Inſtruktion erlaſſen. 

Es ſollen jedoch bei den hierunter benannten Viehſeuchen vorbehaltlich der 
a erforderlichen Schutzmaßregeln nachfolgende beſondere Vorſchriften Platz 
greifen. ’ 

8 

Thiere, welche nach dem Gutachten des beamteten Thierarztes am Milz: 
brande erkrankt oder durch ſtattgehabte unmittelbare Berührung mit milzbrand⸗ 
kranken Thieren oder aus anderen Gründen der Seuche verdächtig ſind, dürfen 
nicht geſchlachtet werden. 5 1 21800 

Jeder Verkauf oder Verbrauch einzelner Theile, der Milch oder ſonſtiger 
Produkte von milzbrandkranken oder verdächtigen Thieren iſt verboten. 
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$. 30. Ffir | 
' Die Vornahme blutiger Operationen an milzbrandkranken oder verdächtigen 
Thieren iſt nur approbirten Thierärzten geſtattet. g 


130 F 815 
Die Kadaver gefallener oder getödteter milzbrandkranker Thiere müſſen 
ſofort unſchädlich beſeitigt werden. Die Abhäutung derſelben iſt verboten. 
Eine Oeffnung des Kadavers darf ohne polizeiliche Erlaubniß nur von 
approbirten Thierärzten vorgenommen werden. 
§. 32. 
Nach Erlaß der im F. 60. vorgeſehenen Reglements kann, ſobald die 
Lungenſeuche bei dem Rindvieh feſtgeſtellt iſt, die unverzügliche Tödtung der an 
der Seuche erkrankten Thiere angeordnet werden. 


ei f $. 33. 
* Das Geſetz, betreffend Maßregeln gegen die Verbreitung der Lungenſeuche 
unter dem Rindvieh in Oſtfriesland vom 23. Auguſt 1855. bleibt mit folgenden 
Abänderungen in Kraft: 
1), An Stelle der im $. 1. dem Eigenthümer von Rindvieh auferlegten 
Verpflichtung zur Anzeige von Erkrankungen unter ſeinem Vieh, welche 
N i den Verdacht der Lungenſeuche erregen, treten die allgemeinen Vor⸗ 
1 0 ſchriften dieſes Geſetzes über die Anzeigepflicht und über die an die 
9 Nichterfüllung derſelben und an die Nichtbefolgung oder Uebertretung 
der polizeilich angeordneten Schutzmaßregeln geknüpften Folgen (SS. 9. 
10. 23. 61. 73. und 74.) in Kraft. 

2) Das Verfahren zur Ermittelung der Seuchenausbrüche und das bei 
der Tödtung und Abſchätzung erkrankter oder verdächtiger Thiere zu 
beachtende Verfahren richtet fh nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 

3) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über die für getödtete Thiere aus der 
Staatskaſſe zu leiſtende Entſchädigung finden auch auf die in Anlaß 
der Lungenſeuche auf Grund des Geſetzes vom 23. Auguſt 1855. ge⸗ 
tödteten Thiere Anwendung. 

Die Koſten des Verfahrens ſind nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes zu beſtreiten. 
4) An Stelle des §. 15. Abſ. 2. treten die Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


§. 34 


Sobald der do (Wurm) bei Thieren feſtgeſtellt iſt, muß die unverzügliche 
Tödtung derſelben polizeilich angeordnet werden. 


§. 35. 
5 Rotzverdächtige Thiere unterliegen der polizeilichen Beobachtung (Obſervation) 
mit den nach Lage des Falles erforderlichen Verkehrs- und Nutzungsbeſchrän⸗ 
kungen der Abſonderung oder der Sperre. 
(Nr. 8324.) 46* Als 


b) Lungenſeuche des 
Rindviehs. 


e) Der Rotz (Wurm) 
der Thiere. 


sin 


\ Als rotzverdächtig ſind auch diejenigen Pferde und ſonſtigen Einhufer zu 
behandeln, welche mit rotzkranken Thieren in Berührung gekommen find. 


$. 36. aft 
Die Tödtung rotzverdächtiger Thiere kann von der Landespolizeibehörde 
angeordnet werden, 
wenn von dem beamteten Thierarzte der Ausbruch der Rotzkrankheit auf 
Grund der vorliegenden Anzeichen für wahrſcheinlich erklärt wird, oder 
wenn durch anderweite den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechende 
Maßregeln ein wirkſamer Schutz gegen die Seuche nach Lage des 
Falles nicht erzielt werden kann. 


$. 37. 


Die Kadaver gefallener oder getödteter rotzkranker Thiere müſſen unſchädlich 
beſeitigt werden. Das Abhäuten derſelben iſt verboten. f 


$. 38. 
d) Pockenſeuche der Wenn die Pockenſeuche unter einer Schaafheerde feſtgeſtellt und eine aus⸗ 
5 reichende Abſchließung derſelben nicht durchzuführen iſt, oder beſondere Rückſichten 


vorliegen, welche eine raſchere Endſchaft der Seuche im öffentlichen Intereſſe 
nothwendig erſcheinen laſſen, muß der Beſitzer der Heerde 1 ſofortigen Impfung 
aller zur Zeit noch ſeuchenfreien Stücke derſelben angehalten werden. 5 


$. 39. 


Gewinnt die Seuche eine größere Ausdehnung oder iſt nach den örtlichen 
Verhältniſſen die Gefahr einer e der Seuche in die benachbarten 
Schaafheerden nicht auszuſchließen, ſo kann die Impfung der von der Seuche 
bedrohten Heerden und aller an demſelben Orte befindlichen Schaafe polizeilich 
angeordnet werden. 

$. 40. a 

Außer in dem Falle polizeilicher Anordnung darf die Pockenimpfung der 
Schaafe nur nach vorheriger Anzeige bei der Kreispolizeibehörde vorgenommen 
werden. g 

Dieſe Anzeige muß mindeſtens acht Tage vor der Impfung erfolgen. 


§. 41. | 
Die geimpften Schaafe ſind rückſichtlich der polizeilichen Schutzmaßregeln 
den pockenkranken gleich zu behandeln. 


9. 42. 


e) Die Beſchälſeuche Pferde, welche an der Beſchälſeuche und Pferde oder Rindviehſtücke, welche 
dunn pferde unbber an dem Bläschenausſchlage der Geſchlechtstheile leiden, dürfen von dem Beſitzer 
der Pferde und fo lange nicht zur Begattung zugelaſſen werden, als nicht durch den beamteten 

zug 


des Rindviehs. Thierarzt die vollſtändige Heilung und Unverdächtigkeit des Thieres feſtgeſtellt iſt. 
g f $: 43. 


} 
FNr. 


een e 


Tritt die Beſchälſeuche in einem Bezirke in größerer Ausdehnung auf, ſo 
kann die Zulaſſung der Pferde zur Begattung für die Dauer der Gefahr allge⸗ 
mein von einer zuvorigen Unterſuchung derſelben durch den beamteten Thierarzt 
abhängig gemacht werden. 8. 40 


der Beſitzer, wenn er nicht die Tödtung der räudekranken Thiere vorzieht, ange⸗ 
halten werden, dieſelben ſofort dem Kürverfahren eines approbirten Thierarztes 
zu unterwerfen. 
| Daſſelbe ift von dem beamteten Thierarzte zu beaufſichtigen. 
| $. 45. 

Werden räudekranke Pferde oder Schaafe von dem beamteten Thierarzte für 
unheilbar räudekrank erklärt, ſo iſt die Tödtung derſelben anzuordnen. 

ö F. 46. 

Hunde oder ſonſtige Hausthiere, bei welchen ſich Zeichen der Tollwuth 
eeinſtellen, oder welche der Tollwuth verdächtig find, müſſen von dem Beſitzer 
oder demjenigen, unter deſſen Aufſicht ſie ſtehen, ſofort getödtet oder bis zu 
polizeilichen Einſchreiten in einem ſicheren Behältniſſe eingeſperrt werden. 

F. 47. 


Vor polizeilichem Einſchreiten dürfen bei wuthkranken und den der Toll- 
wmuth verdächtigen Thieren keinerlei Kurverſuche angeftellt werden. 


$. 48. 


i Das Schlachten wuthkranker Thiere, das Abhäuten derſelben und jeder 
Verkauf oder Verbrauch einzelner Theile, der Milch oder ſonſtiger Erzeugniſſe 
von wuthkranken Thieren iſt verboten. 
$. 49. 

Iſt die Tollwuth eines Hundes oder ſonſtigen Hausthieres feſtgeſtellt, ſo 
iſt die ſofortige Tödtung des Hacheeenken Theres 15 Ama Walle Hunde 
und Katzen anzuordnen, rückſichtlich welcher die begründete Beſorgniß vorliegt, 
daß ſie von dem wuthkranken Thiere gebiſſen ſind. 

Liegt rückſichtlich anderer Hausthiere die gleiche Beſorgniß vor, ſo müſſen 
diefelben ſofort der polizeilichen Beobachtung unterworfen werden. 

Zeigen ſich Spuren der Tollwuth an denſelben, ſo iſt die ſofortige Tödtung 
auch dieſer Thiere anzuordnen. 
f $. 50. 


Iſt ein wuthkranker oder der Tollwuth verdächtiger Hund frei umher 
b Ben „ſo muß für die Dauer der Gefahr die Feſtlegung aller in dem gefähr⸗ 
deten Bezirke vorhandenen Hunde polizeilich angeordnet werden. 
Wenn Hunde dieſer Vorſchrift zuwider frei umherlaufend betroffen werden, 
ſo kann deren ſofortige Tödtung polizeilich angeordnet werden. 
Kr. 8324) §. 51. 


Wird die Räudekrankheit bei Pferden oder Schaafen feſtgeſtellt, jo kann 9 


Were r 
5 7 t ACHERN f 


Die Räude der 
Pferde und Schaafe. 


g) Tollwuth der 
Hausthiere. 


3. Befondere Vor⸗ 
ſchriften für 
Schlachtviehhöfe 
und öffentliche 
Schlachthäuſer. 


4. Entſchädigung 
für getödtete 
Thiere. 


Sr 


Die Kadaver der gefallenen oder getödteten wuthkranken oder verdächtigen 
Thiere müſſen unſchädlich beſeitigt werden. 

Jede Ausnutzung derſelben iſt verboten. 

f 852. 

Auf die einer geregelten veterinär⸗ polizeilichen Kontrole unterſtellten 
Schlachtviehhöfe und öffentlichen Schlachthäuſer und das daſelbſt aufgeſtellte 
Schlachtvieh finden die vorſtehenden Beſtimmungen dieſes Geſetzes mit denjenigen 
Aenderungen Anwendung, welche ſich aus den nachfolgenden beſonderen Vor⸗ 
ſchriften ergeben. We 


9553; 
Die in dieſem Geſetze der Ortspolizeibehörde überwieſenen Amtsverrich⸗ 
tungen werden von derjenigen Stelle wahrgenommen, welcher die unmittelbare, 
veterinär⸗polizeiliche Beaufſichtigung der betreffenden Räumlichkeiten obliegt. 


$. 54. 
Wird unter dem daſelbſt gal een Schlachtvieh der Ausbruch einer 
leicht übertragbaren Seuche ermittelt, oder zeigen ſich Erſcheinungen bei dem⸗ 
ſelben, welche nach dem Gutachten des beamteten Thierarztes den Ausbruch der 
Seuche befürchten laſſen, ſo ſind die erkrankten und alle verdächtigen Thiere 
ſofort in polizeiliche Verwahrung zu nehmen und von jeder Berührung mit den 
übrigen auszuſchließen. 


F. 55. 

Soweit die Art der Krankheit es geſtattet (vergl. §§. 29. 37. 48.) kann 
der Beſitzer des erkrankten oder verdächtigen Schlachtviehes oder deſſen Vertreter 
angehalten werden, die ſofortige BE UZE deſſelben unter Aufſicht des 
beamteten Thierarztes in den dazu beſtimmten Räumen vorzunehmen. 

Dieſe Maßregel kann in dringenden Fällen auf alles andere, in der be⸗ 
treffenden Räumlichkeit vorhandene, für die Seuche empfängliche Schlachtvieh 
ausgedehnt werden. 56. 0 b 

90. 5 


Nach Feſtſtellung des Seuchenausbruchs und für die Dauer der Seuchen 
gefahr können Schlachtwiehhöfe oder öffentliche Schlachthäuſer gegen den Abtrieb 
der für die Seuche empfänglichen Thiere abgeſperrt werden. 5 

Strengere Abſperrungsmaßregeln bedürfen der Genehmigung des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

6 1471 

Für die auf polizeiliche Anordnung getödteten Thiere wird, ſoweit nicht 
die Vorſchriften der §F. 58. 59. und 61. Platz greifen, der gemeine Werth aus 
der Staatskaſſe vergütet. Der Werth derjenigen Theile, welche dem Beſitzer 
nach Maßgabe der polizeilichen Anordnungen zur Verfügung bleiben, wird in 
Abzug gebracht. er 


$. 58. 
Keine Entſchädigung aus der Staatskaſſe wird gewährt: 1 
1. für Thiere, welche der Militairverwaltung oder dem Preußiſchen 
Staate gehören; b 
2) für 


1 i — 317 — 
2) für das in Schlachtviehhöfen oder in öffentlichen Schlachthäuſern 
aAaufgeſtellte, auf polizeiliche Anordnung geſchlachtete oder getödtete 
anche Schlachtvieh ä 5 
3) für Hunde und Katzen, welche in Anlaß der Tollwuth getödtet ſind. 
$. 59. 

Ferner wird keine Entſchädigung aus der Staatskaſſe geleiſtet: 1 
wenn die auf polizeiliche Anordnung getödteten Thiere mit der Toll⸗ 
wuth, der Rotzkrankheit oder der Lungenſeuche, oder mit einer ihrer 
Art oder dem Grade nach unheilbaren und unbedingt tödtlichen ſonſtigen 
Krankheit behaftet waren. 

$. 60. 

Für die mit der Rotzkrankheit behafteten Pferde und für das mit der Lungen⸗ 
ſeuche behaftete Rindvieh ſoll im Falle der Tödtung auf polizeiliche Anordnung, 
ſoweit nicht die Vorſchriften im $. 61. Platz greifen, nach Maßgabe der nachfolgen- 

den Vorſchriften eine Entſchädigung gewährt werden: 

Ex 1) Die Entſchädigung darf einſchließlich des Werths derjenigen Theile, 

5 welche dem Beſitzer nach Maßgabe der polizeilichen Anordnungen zur 

1 Verfügung bleiben, bei den mit der Rotzkrankheit behafteten Pferden 

5 nicht weniger als ein Viertel und nicht mehr als die Hälfte des ge⸗ 

n meinen Werths, bei dem mit der Lungenſeuche behafteten Rindvieh 

nicht weniger als die Hälfte und nicht mehr als / des gemeinen Werths 

N betragen. 

i 2) Keine Entſchädigung wird 1 

i 2210 a) für ſolche Thiere, welche, mit Rotz⸗ oder Lungenſeuche behaftet, 
in das diesſeitige Staatsgebiet eingeführt ſind oder bei welchen 
nach ihrer Einführung in das diesſeitige Gebiet innerhalb drei 

Monaten die Rotzkrankheit oder innerhalb ſechs Monaten die 

Lungenſeuche a er wird; 

b) für Thiere, welche der Militairverwaltung oder dem Preußiſchen 

Staate gehören; 

6 c) für das in Schlachtviehhöfen oder in öffentlichen Schlachthäuſern 
1 aufgeſtellte, auf polizeiliche Anordnung geſchlachtete oder getödtete 
. Schlachtvieh. 

0 3) Die zu leiſtende Entſchädigung wird von dem Provinzialverbande ge⸗ 
6 währt, es kann jedoch mit Zuſtimmung der Provpinzialvertretung de 

Entſchädigungspflicht ganz oder theilweiſe auf kleinere Verbände über⸗ 

tragen werden. Den Provinzialverbänden im Sinne dieſer Beſtimmung 

ſind die Kommunalverbände der Regierungsbezirke Kaſſel und Wies⸗ 
baden, der Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande und 
die Stadtkreiſe Berlin und Frankfurt a. M. gleich zu achten. 

4) Zur Beſtreitung der Entſchädigung ſoll innerhalb der Verbände nach 
Maßgabe des vorhandenen Pferde? und Rindviehbeſtandes ein verhält⸗ 
nißmäßiger Beitrag a Verſicherungsprämie u. I w.) derart 
erhoben werden, daß die Entſchädigung für getödtete, rotzkranke be 

(Nr, 8324.) en 


den ſämmtlichen Pferdebeſitzern, die Entſchädigung für getödtetes 
a Rindvieh den ſämmtlichen Ründriehbeſtzern aufer⸗ 
egt wird. a b 

5) Der Beitrag wird nicht erhoben: für Thiere, welche der Militairver⸗ 
waltung oder dem Preußiſchen Staate gehören und für das in Schlacht⸗ 
viehhöfen oder in öffentlichen Schlachthäuſern aufgeſtellte Schlachtvieh. 

6) Die näheren Vorſchriften über den Betrag der zu gewährenden Ent⸗ 
ſchädigung, über den Beitragsfuß und die bei Vertheilung des Beitrags 
oder Normirung der Verſicherungsſätze und 1 anzuwendenden 
Grundſätze, über die Ausſchreibung und Erhebung der Beiträge, über 
die Auszahlung der Entſchädigung und über die Verwaltung etwaiger 
aus den Ueberſchüſſen der Abgabe gebildeter Fonds werden für die in 
Ziffer 3. bezeichneten Provinzial-, Kommunalverbände und den Stadt⸗ 
kreis Frankfurt a. M. von der Vertretung derſelben, für den Stadt⸗ 
fetg fell. von den ſtädtiſchen Behörden im Wege des Reglements 
eſtgeſtellt. 

Die Reglements bedürfen der Genehmigung der Minifter des 
Innern und für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

Vor Erlaß derſelben haben die Beſitzer der auf polizeiliche An⸗ 
ordnung getödteten, mit der Rotzkrankheit behafteten Pferde keinen An⸗ 
ſpruch 1 Entſchädigung. 

In Oſtfriesland verbleibt es rückſichtlich der Entſchädigung für 

das auf polizeiliche Anordnung getödtete, mit der Lungenſeuche behaftete 
Vieh bei den Vorſchriften des Geſetzes vom 23. Auguſt 1855. 


f $. 61. 
Jeder Anſpruch auf Entſchädigung ($$. 57. und 60.) fällt weg: 

1) wenn der Beſitzer des Thieres, oder der Vorſteher der an, 
welcher das Thier angehört, ober der Begleiter der auf dem Trans⸗ 
port befindlichen Thiere die im F. 9. vorgeſchriebene Anzeige wiſſentlich 
unterläßt oder länger als 24 Stunden, nachdem er von dem Aus⸗ 
bruche der Seuche oder dem Seuchenverdacht Kenntniß erhalten hat, 
verzögert i 

2) im Falle des F. 23. oder wenn dem Beſitzer oder deſſen Vertreter die 
Nichtbefolgung oder Uebertretung der polizeilich angeordneten Schutz⸗ 
maßregeln zur Abwehr der Seuchengefahr zur Laſt fällt. 


8 $. 62. 

Soweit nicht jede Entſchädigung unbedingt ausgeſchloſſen iſt (§§. 58. und 
60. Nr. 2.), muß dieſelbe für die auf polizeiliche Anordnung getödteten Thiere vor 
der Tödtung durch Schätzung feſtgeſtellt werden. 5 

Der Verdacht einer der im F. 59. bezeichneten Krankheiten iſt bei der 
Schätzung nicht zu berückſichtigen. 

Die e der dem Beſitzer zur Verfügung bleibenden Theile erfolgt 
ſogleich nach Feſtſtellung des Krankheitszuſtandes des getödteten Thieres 65 6 


* 


* 


e e 


Die Schätzung 1 durch eine aus dem beamteten Thierarzt und zwei 
Schiedsmännern gebildete Kommiſſion. 
Fi.ur jeden Kreis, in den Hohenzollernſchen Landen für jeden Oberamts⸗ 
bezirk, ſollen von den Kreis- beziehungsweiſe Amtsausſchüſſen, in denjenigen 
Landestheilen dagegen, in welchen Kreis⸗ beziehungsweiſe Amtsausſchüſſe nach dem 
Vorbilde der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. nicht beſtehen, von dem 
Kreistage, aus den ſachverſtändigen Eingeſeſſenen des Bezirks alljährlich diejenigen 
Perſonen in der erforderlichen Zahl bezeichnet werden, welche für die Dauer des 
laufenden Jahres zu dem Amte eines Schiedsmannes zugezogen werden können. 

Aus der Zahl dieſer Perſonen pt die Ortspolizeibehörde die Schieds⸗ 
männer für den einzelnen Schätzungsfall zu ernennen. 
f Die Schiedsmänner ſind von der Ortspolizeibehörde eidlich zu verpflichten. 
Daſſelbe gilt, wenn an Stelle des beamteten Thierarztes ein nicht beamteter 
Thierarzt zugezogen wird, für dieſen, ſofern derſelbe nicht im Allgemeinen als 
Sachverſtändiger beeidigt iſt. 

Die den Schiedsmännern als Erſatz für Reiſekoſten und Auslagen zu gr 
währende Vergütung wird im Verwaltungswege feſtgeſetzt und iſt aus der Staa 8⸗ 
kaſſe zu beſtreiten. 61 


F. 64. 
Perſonen, bei welchen für den einzelnen Fall eine Befangenheit zu beſorgen 
iſt, dürfen zu Schiedsmännern nicht ernannt werden. ee 
Ausgeſchloſſen von der Theilnahme an der Schätzung iſt Jeder 
1) in eigener Sache; n 
2) in Sachen feiner Ehefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht 
3) in Sachen einer Perſon, mit welcher er in gerader Linie verwandt, 
verſchwägert oder durch Adoption verbunden, in der Seitenlinie bis 
zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade Ne e 
iſt, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerſchaft begründet 
iſt, nicht mehr beſteht. 
Perſonen, welche ſich nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, 
ſind unfähig, an einer Schätzung Theil zu nehmen. 


$. 65. > 

Die Kommiſſion hat über das Ergebniß der Schätzung eine von den Mit- 
gliedern derſelben zu unterzeichnende Urkunde aufzunehmen und dieſelbe der Orts— 
polizeibehörde zu überſenden. 

Das Ergebniß der Schätzung iſt im Fall der Entſchädigungsleiſtung für 
beide 1 a in a fähige b 6 
10 hat eine ausgeſchloſſene oder unfähige Perſon (F. 64.) an der Schätzun 
Theil genommen, ſo iſt die Schätzung 1 und zu ichechelen 7 5 
| F. 66. 
E Die zu leiſtende Entfi 1 0 wird, ſofern ein anderer Berechtigter nicht 
bekannt iſt, demjenigen gezahlt, in deſſen Gewahrſam oder Obhut fi) das Thier 
zur Zeit der Tödtung befand, N 
Jahrgang 1875. (Nr, 8324.) 47 Mit 


5. Koſten des 
Verfahrens. 


%% a LEN 
Mit dieſer Zahlung iſt jeder Entſchädigungsanſpruch Dritter an die Staats⸗ 
kaſſe oder an die entſchädigungspflichtigen Verbände ($. 60. Nr. 3.) erloſchen. 


F. 67. 

Soweit nicht jede Entſchädigung ausgeſchloſſen iſt ($$. 58. und 60. Nr. 2.), 
muß ſofort nach der auf polizeiliche Anordnung vollzogenen Tödtung eines Thieres 
der Krankheitszuſtand deſſelben rückſichtlich der Entſchädigungsleiſtung endgültig 
feſtgeſtellt werden. 

Die Unterſuchung erfolgt, ſoweit erforderlich, nach zuvoriger Oeffnung 
des Kadavers und ſachverſtändiger protokollariſcher Aufnahme des Befundes 
durch den beamteten Thierarzt und den von dem Beſtitzer etwa zugezogenen Sach⸗ 
verſtändigen ($. 14.). 

Wird an Stelle des beamteten Thierarztes ein nicht beamteter Thierarzt 
agen fo ift derſelbe durch die Ortspolizeibehörde eidlich zu verpflichten, ſofern 
erſelbe nicht im Allgemeinen als Sachverſtändiger beeidigt iſt. 

Die Finden a en haben ſich gutachtlich darüber zu erklären, ob durch 
den Geſammtbefund ein Fall der Rotzkrankheit oder der Lungenſeuche oder eine 
ſonſtige Krankheit bei dem getödteten Thiere fe area iſt, welche nach der Vor⸗ 
ſchrift des §. 59. eine Entſchädigung aus der Staatskaſſe ausſchließt. 

Ergiebt ſich hierüber eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem beamteten 
Sun und den von dem Beſitzer zugezogenen Sachverſtändigen, jo iſt das 
Obergutachten der Deputation für das Veterinärweſen einzuholen. 

Durch die gutachtliche Erklärung des beamteten Thierarztes und der von 
dem Beſitzer zugezogenen Sachverſtändigen, beziehungsweiſe durch das Ober⸗ 
e ed der Deputation für das Veterinärweſen wird der Krankheitszuſtand 

0 getödteten Thieres in Beziehung auf die Entſchädigungsfrage endgültig feſt⸗ 
geſtellt. 
68 


$. 68. 

Soweit durch die Anordnung, Leitung und Ueberwachung der Maßregeln 
zur Ermittelung und zur Abwehr der Seuchengefahr, oder durch die auf Nequi- 
ition der Polizeibehörden ausgeführten thierärztlichen Amtsverrichtungen beſondere 
Koſten erwachſen, ſind dieſelben aus der Staatskaſſe zu beſtreiten. 


$. 69. 

Die Gemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke haben dagegen: 

1) die zur wirkſamen Durchführung der angeordneten Schutzmaßregeln 
in fallen Bezirke zu verwendende Wachtmannſchaft auf ihre Koſten 
zu ſtellen. 

2) Denſelben fallen ferner die Koſten e Einrichtungen zur Laſt, 
welche zur wirkſamen Durchführung der Orts- oder Feldmarksſperre 
in ihrem Bezirke vorgeſchrieben werden. 

3) Iſt die Tödtung kranker oder verdächtiger Thiere oder die unſchäd⸗ 
liche Beſeitigung der Kadaver oder einzelner Theile derſelben oder die 
Impfung gefährdeter Thiere angeordnet, ſo haben die Gemeinde des 
Seuchenorts beziehungsweise der Beſitzer des ſelbſtſtändigen Gutsbezirks 
die zur Ausführung der Maßregel nöthige 90 fsmannſchaft und die 
dazu erforderlichen Transportmittel auf ihre Koſten zu 11 geht 5 

e 


A) Fehlt es dem Beſitzer der verendeten oder getödteten Thiere an einem 
zur unſchädlichen Beſeitigung der Kadaver oder einzelner Theile der⸗ 
ſelben, der Streu, des Düngers oder anderer Abfälle geeigneten Raume, 
ſo iſt derſelbe von der Gemeinde des Seuchenortes beziehungsweiſe von 
dem Beſitzer des ſelbſtſtändigen Gutsbezirks ohne Vergütung zu über⸗ 


weiſen und mit den nöthigen Schutzvorrichtungen zu verſehen. 
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Wenn die im F. 69. Nr. 1. und 2. bezeichneten Schutzmaßregeln Ge 
meinden und ſelbſtſtändige Gutsbezirke in örtlich verbundener Lage gemeinſam 
umfaſſen ($. 20.), jo haben dieſelben die ihnen obliegenden Koſten dieſer Maß⸗ 
regeln nach demjenigen Maßſtabe, nach welchem ſie zu den Kreisabgaben beizu⸗ 
tragen haben, oder, ſofern es an einem feſtſtehenden Beitragsfuße für die Auf⸗ 
bringung der Kreisabgaben fehlt, nach dem Maßſtabe der direkten Staatsſteuern 
gemeinſam aufzubringen. sa 

Alle in den $$. 68. und 69. nicht erwähnten, durch die angeordneten 
Schutzmaßregeln veranlaßten Koſten fallen der Polizeibehörde gegenüber, unbe⸗ 
ſchadet etwaiger privatrechtlicher Regreßanſprüche, dem Eigenthümer der erkrankten 
oder der Erkrankung verdächtigen, gefallenen oder d b Thiere zur Laſt, 
außerdem auch demjenigen, in deſſen Gewahrſam oder Obhut (Stall, Gehöft, 
Weide ıc.) ſich die Thiere befinden, dem Begleiter derſelben und, ſoweit die 
Koſten durch Desinfektion von Ställen, Standorten oder beweglichen Gegen⸗ 
ſtänden, oder durch Beſeitigung der letzteren veranlaßt ſind, dem Inhaber derſelben. 

Die Koſten können von den genannten Verpflichteten im Wege der Ver⸗ 
waltungsexekution beigetrieben werden. 

ie Gemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke haben auch dieſe Koften 

im Falle des Unvermögens der genannten Verpflichteten zu tragen und erforder⸗ 
lichen Falls vorzuſchießen. om 


Im Wege ſtatutariſcher Regelung können für einzelne Kreiſe, beziehungs⸗ 
weiſe Oberamtsbezirke zur gemein g ichen Tragung der den Gemeinden und 
ſelbſtſtändigen Gutsbezirken durch dieſes Geſetz überwieſenen Koſten des Ver⸗ 
fahrens und zur Anlegung und Unterhaltung gemeinſchaftlicher Verſcharrungs⸗ 
plätze Behufs unſchädlicher Beſeitigung verendeter oder getödteter Thiere größere 
Verbände gebildet werden. f 


§. 73 
Mit Geldſtrafe von 50 bis 150 Mark oder Haft von 3 bis 6 Wochen 
wird beſtraft: 


Seuche 11 oder länger als 24 Stunden nach erhaltener Kenntniß 
verzögert 
2) wer den Vorſchriften der SS. 29, bis 31. zuwider am Milzbrand er⸗ 
krankte oder der Krankheit verdächtige Thiere ſchlachtet, Theile oder 
Produkte derſelben verkauft oder verwendet, oder blutige Operationen 
an denſelben vornimmt; wer die Kadaver derſelben abhäutet oder vor⸗ 
ſchriftswidrig eine Oeffnung derſelben vornimmt, 
Gr, 8324.) 3) wer 


III. Strafvor⸗ 
ſchriften. 


1) wer der Vorſchrift des §. 9. zuwider die Anzeige vom Ausbruch der 


VVV 
3) wer der Vorſchrift im F. 37. zuwider die 
getödteter rotzkranker Thiere abhäutet 

A) wer außer dem Falle polizeilicher Anordnung ohne vorherige rechtzeitige 
Anzeige bei der Kreispolizeibehörde die Pockenimpfung der Schaaſe 
vornimmt; 

5) wer gegen die Vorſchrift des $. 42. Pferde, welche an der Beſchälſeuche , 
Pferde oder Viehſtücke, welche an dem Bläschenausſchlage der Ge⸗ 
ſchlechtstheile leiden, zur Begattung zuläßt 

6) wer den zum Schutze gegen die Tollwuth der Hausthiere in den 

$$. 46. 47. 48. und 51. ertheilten Vorſchriften zuwiderhandelt. 


N 8 

Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder Haft wird, ſofern nicht eine höhere 
Strafe verwirkt iſt ($$. 327. und 328. des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche 
Reich), beſtraft: f 

1) wer den auf Grund des F. 2. dieſes Geſetzes angeordneten Einfuhr⸗ 
beſchränkungen zuwiderhandelt. 
Neben der Strafe iſt auf Einziehung der verbotswidrig einge⸗ 
eig Thiere oder Gegenſtände zu erkennen, ohne Unterſchied, ob fie 
em Verurtheilten gehören oder nicht; 

2) wer den im Falle der Seuchengefahr polizeilich angeordneten Schutz⸗ 

maßregeln (§§. 17. bis 26. und 50.) zuwiderhandelt, 

Sind die Zuwiderhandlungen gegen polizeiliche Anordnungen über die Ver⸗ 
wendung der Theile und Produkte ſeuchenkranker oder verdächtiger Thiere (§. 18.) 
oder über die unſchädliche Beſeitigung der Kadaver oder einzelner Theile derſelben 
(F. 24.) gerichtet, jo tritt Geldſtrafe nicht unter 50 Mark oder Haft nicht unter 
3 Wochen ein. | 8. 75 


Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten iſt mit der Aus⸗ 


Kadaver gefallener oder 


des Geſetzes. führung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 25. Juni 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Achenbach. Friedenthal. . 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(RN. v. Decker). 


